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Von Jakub Kasl

Eine Regierungsverordnung ist in Kraft getreten, die die 
Begriffe „gängige Instandhaltung“ und „geringfügige Re-
paraturen“ im Zusammenhang mit der Nutzung von Miet-
wohnungen definiert.

Zum 1. Januar 2016 ist eine Regierungsverordnung in 
Kraft getreten, mit der die Begriffe gängige Instandhaltung 
und geringfügige Reparaturen im Zusammenhang mit der 
Wohnungsnutzung abgegrenzt werden. Die Regierung hat 
diese Verordnung zwecks Durchführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs (konkret § 2257 Abs. 2) erlassen, wonach der 
Mieter einer Wohnung lediglich gängige Instandhaltungs-
maßnahmen und geringfügige Reparaturen im Zusammen-
hang mit der Wohnungsnutzung zu bezahlen und auszufüh-
ren hat. Diese Bestimmung ist relativ (einseitig) zwingend 
insofern, als von ihr vertraglich nicht zu Ungunsten des 
Mieters abgewichen werden kann (vgl. § 2235 Abs. 1 BGB).

Erklärtes Ziel dieser Verordnung ist die Stärkung der 
Rechtssicherheit sowohl auf Seiten des Mieters als auch des 
Vermieters, was die Durchführung und Kostenerstattung von 
Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten in Mietwohnungen 
betrifft. Mit Inkrafttreten des gegenwärtigen (neuen) BGB 
waren die Begriffe „gängige Instandhaltung“ und „geringfü-

gige Reparaturen“ im Zusammenhang mit der Wohnungs-
nutzung nämlich nirgendwo mehr definiert, so dass alles 
von der Auslegung der Vertragsparteien bzw. (im Streitfalle) 
des Gerichts abhing. Die vorliegende Verordnung greift die 
(vom neuen BGB aufgehobene) Regierungsverordnung 
Nr. 258/1995 Slg. auf, mit der das alte BGB aus dem Jahre 
1964 durchgeführt wurde. Die Unterschiede bestehen v.a. 
in der Anhebung der Kostenobergrenze pro geringfügiger 
Reparatur (für die die Aufwendungen nicht mehr als 1.000 
Kronen betragen dürfen) und die Anhebung der Obergrenze 
der jährlichen Gesamtkosten für solche Reparaturen (100 
Kronen/Quadratmeter Bodenfläche der Wohnung), bis zu 
der die Durchführung und Bezahlung der Reparatur dem 
Mieter obliegt. Außerdem reflektiert die Verordnung den 
seither stattgefundenen technischen Fortschritt, so dass die 
inhaltliche Definition der „geringfügigen Reparaturen“ jetzt 
auch Reparaturen umfasst, wie sie wg. neuer Technologien 
regelmäßig in Mietwohnungen erforderlich werden.

Dank dieser Verordnung besteht für Vermieter und Mieter 
von Wohnungen seit Jahresbeginn Klarheit dahingehend, 
wer von ihnen für die Instandhaltung und Reparatur der 
Wohnung aufkommen muss.

Quelle: Regierungsverordnung Nr. 308/2015 Slg., über 
die Abgrenzung der Begriffe Gängige Nutzung und gering-
fügige Reparaturen im Zusammenhang mit der Wohnungs-
nutzung Ges. Nr. 89/2012 Slg., Bürgerliches Gesetzbuch
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Die Wirtschaftsprüfungs-, Steuerberatungs- und Buchhal-
tungsgesellschaften ADEUS und Moore Stephens werden 
ab Januar 2016 fusionieren und unter dem Namen Moore 
Stephens als eine Gesellschaft auftreten. Als Ergebnis 
dieser Transaktion wird ein Beratungsunternehmen mit 120 
Mitarbeitern, 9 Partnern und Büros in Domažlice, Jindřichův 
Hradec, Prag, Pilsen und Tábor entstehen. 

„Ich glaube daran, dass die Verschmelzung beider Ge-
sellschaften einen bedeutenden Beitrag für unsere Kunden 
darstellen wird, weil wir mit ihnen gemeinsam eine größere 
Spezialisierung und Zugang zu den besten Experten auf 
dem Markt, Lösung grenzüberschreitender Geschäfte und 
Erreichbarkeit eines Beraters oder Wirtschaftsprüfers in 
einem viel breiteren Gebiet der Tschechischen Republik 

bieten können“, führt Martin Tuček an, Besitzer der ADEUS 
und Vizepräsident der Steuerberaterkammer der Tschechi-
schen Republik. „Langfristig möchten wir unseren Kunden 
zur Verfügung stehen und sicherstellen, dass unsere Kun-
den in das nächste Büro mit einem vollständigen Portfolio 
von Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsdienstleis-
tungen auf dem Qualitätsniveau von Moore Stephens nicht 
weiter als 100 km reisen müssen. Die ADEUS passt gut in 
diese Strategie“, sagte Miroslav Jandečka, geschäftsfüh-
render Gesellschafter der Moore Stephens.

Das Dienstleistungsportfolio bleibt in allen Büros vollstän-
dig erhalten. Die an Kundenprojekten arbeitenden Teams 
werden sich ebenfalls nicht ändern. Miroslav Jandečka bleibt 
weiterhin Managing Partner, der Firmensitz bleibt in Prag.

Über ADEUS
ADEUS ist ein, vor allem in der Region Südböhmen, tätiges 
Unternehmen. In den vergangenen 20 Jahren hat ADEUS 
bewiesen, dass es Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung 
effektiv und zuverlässig gewährleistet werden kann. Zusam-
men mit ihren Kunden ist ADEUS auf dem Weg der intensiven 
Digitalisierung, sucht und bringt neue Lösungen und hilft bei 
der Anpassung an den globalen Markt. ADEUS löst dabei oft 
Fragen, die den Rechtsrahmen für Steuern in der Tschechi-
schen Republik übergreifen. Dabei bilden die Kommunikation 
und gründliche Kenntnisse der Tätigkeit des Kunden in allen 
Zusammenhängen die Grundlage für die Beziehung mit dem 
Kunden. Durch Fachkompetenz und Kenntnisse trägt das 
Unternehmen zu vielen erfolgreichen Lösungen bei. 

Über Moore Stephens
Moore Stephens ist eine der führenden auf dem tsche-
chischen Markt tätigen Beratungsgesellschaften. Sie 
unterstützt ihre Mandanten bei der Lösung konkreter Fi-
nanz-, Buchführungs-, Steuer- und Rechtsfragen. Mit mehr 
als 100 erfahrenen Experten und Büros in Domažlice, 
Jindřichův Hradec, Prag, Pilsen und Tábor steht Moore 
Stephens ihren Mandanten immer in der Nähe, wenn sie 
brauchen. 

Als ein Teil des internationalen Netzwerkes selbständiger 
Beratungsfirmen tauscht Moore Stephens seine Kennt-
nisse und Knowhow mit mehr als 26.000 Mitarbeitern in 
626 Zweigstellen in 103 Ländern der Welt aus. Mehr über 
Moore Stephens finden Sie unter www.moorestephens.cz 

Von Mgr. Ing. Petra Kutková, LL. M.

Der Verkauf von Produkten eines Herstellers an Endkun-
den lässt sich auf verschiedene Arten bewerkstelligen: 
Gerade Unternehmen ohne eine eigene Niederlassung im 
Zielland des Absatzes wählen hierfür häufig den Vertrieb 
durch einen Handelsvertreter oder einen Vertriebspartner. 
Handelsvertreter haben bei Beendigung des Handelsver-
treterverhältnisses durch ihren Auftraggeber einen gesetz-
lichen Sondervergütungsanspruch, der in Deutschland 
als Handelsvertreterausgleichanspruch bezeichnet wird, 
wohingegen die Rechtsstellung von Vertriebspartnern un-
günstiger ist. Nachfolgend werden die Voraussetzungen 
für das Entstehen eines Ausgleichsanspruchs dargestellt. 
Weiterhin wird auf die jeweiligen Besonderheiten von Han-
delsvertreter- und Vertriebsverträgen hingewiesen.

Handelsvertretung (sogenannter 
„indirekter Verkauf“)
Durch einen Handelsvertretungsvertrag verpflichtet sich 
der Handelsvertreter als selbstständiger Gewerbetreiben-
der langfristig zum Abschluss von Geschäften im Namen 
des Vertretenen im Austausch gegen eine Provision. Da 
der Gesetzgeber von seiner im Verhältnis zum Vertrete-
nen schwächeren Rechtsposition ausgeht, billigt er dem 
Handelsvertreter im Falle der Beendigung des Vertre-
tungsverhältnisses unter bestimmten Umständen einen 
Ausgleichsanspruch zu. Dies beruht letztlich auf den Vor-
gaben einer EU-Richtlinie, wobei jeder EU-Mitgliedstaat 
bei deren Umsetzung ins nationale Recht einen gewissen 

Spielraum hat. Die gesetzlichen Regelungen sind daher 
in den einzelnen Mitgliedstaaten im Grundsatz ähnlich, im 
Detail bestehen jedoch durchaus Unterschiede.

Gesetzliche Voraussetzungen �
für das Entstehen eines 
Sondervergütungsanspruchs
Nach tschechischem Recht entsteht der Ausgleichsan-
spruch unter folgenden Voraussetzungen:
a)	� Der Handelsvertreter hat Neukunden gewonnen oder 

das Geschäftsvolumen mit bestehenden Kunden 
deutlich erhöht, wovon der Vertretene merklich 
profitiert.

b)	� Die Auszahlung einer Sondervergütung ist mit 
Rücksicht auf die Umstände gerechtfertigt.

Die Höhe des Sondervergütungsanspruchs ist per Gesetz 
auf den jährlichen Durchschnitt der in den letzten fünf Jah-
ren erlangten Provisionen beschränkt.

Der Sondervergütungsanspruch entsteht von Gesetzes 
wegen nicht, wenn:
a)	� der Grund für die Beendigung des 

Vertretungsverhältnisses in einer Pflichtverletzung 
durch den Vertreter liegt, die dem Vertretenen ein 
Kündigungsrecht einräumt;

b)	� das Vertretungsverhältnis durch den Vertreter selbst 
beendet wurde (mit Ausnahme der Beendigung 
wegen hohen Alters, Krankheit oder Behinderung).

c)	� der Vertreter seine Rechte und Pflichten aus dem 
Handelsvertretervertrag nach Absprache mit dem 
Vertretenen auf einen Dritten übertragen hat. Hier 
wird nämlich davon ausgegangen, dass der Vertreter 
bereits durch die Übertragung an den Dritten einen 
finanziellen Vorteil erzielt.

Gemäß höchstrichterlicher Rechtsprechung entsteht ein 
Sondervergütungsanspruch außerdem nicht, wenn der 
Handelsvertreter den Kundenstamm behält und ihm aus 
diesem Grund durch die Beendigung des Vertretungsver-
hältnisses kein finanzieller Nachteil entsteht.

Neben dem Sondervergütungsanspruch kann der Vertre-
ter auch einen Schadensersatzanspruch geltend machen, 

falls ihm durch die Beendigung des Vertretungsverhält-
nisses ein Schaden entstanden ist, den der Vertretene 
verursacht hat. Diese Möglichkeit wurde auch durch den 
Gesetzgeber gestärkt, der in der zum Jahresbeginn 2014 
in Kraft getretenen Neufassung des Bürgerlichen Gesetz-
buchs zum Zwecke der Abgrenzung den im zuvor gelten-
den Handelsgesetzbuch verwendeten Begriff „Entschädi-
gung“ durch den Ausdruck „Sondervergütungsanspruch“ 
ersetzt hat.

Ein Sondervergütungsanspruch kann nur binnen eines 
Jahres nach Beendigung des Vertragsverhältnisses gel-
tend gemacht werden, die spätere Geltendmachung ist 
ausgeschlossen.

Vertragliche Regelungen bei �
der Handelsvertretung
Ein Handelsvertretervertrag muss schriftlich geschlossen 
werden, da er ansonsten ungültig ist. Die oben dargestell-
ten gesetzlichen Regelungen über den Sondervergütungs-
anspruch sind zwingend und können nicht durch einen 
Vertrag zu Ungunsten des Handelsvertreters ausgeschlos-
sen oder eingeschränkt werden. Umgekehrt aus Sicht des 
Handelsvertreters sind vertragliche Erleichterungen zu 
dessen Gunsten wünschenswert, zumal die gesetzlichen 
Anforderungen relativ hoch sind. In der Praxis werden 
derartige Wünsche jedoch oftmals nicht auf Akzeptanz 
beim Vertretenen stoßen. Dem Handelsvertreter ist zu 
empfehlen, sich Kopien von allen wichtigen Dokumenten, 
Verträgen, Korrespondenzen mit Kunden etc. zu besorgen. 

Kompliziertere Rechtslage bei 
grenzüberschreitenden Vertriebsverträgen 
(sogenannter „direkter Verkauf“)
Als eine für den Hersteller günstige Alternative zur Han-
delsvertretung wird häufig auch ein Vertriebsvertrag ab-
geschlossen. Bei diesem Modell kauft ein Distributor das 
Produkt vom Hersteller und verkauft es anschließend im 
eigenen Namen an Endkunden weiter. Hierfür wird in der 
Praxis zumeist ein Rahmenvertrag abgeschlossen, in dem 
häufig wichtige Details wie die dem Distributor zustehende 
Marge und dessen Vertriebsgebiet aber auch Vorgaben 
zum Marktauftritt und Kundendienst geregelt sind. Derar-

tige Vertriebsverträge sind in Tschechien gesetzlich nicht 
als selbständiger Vertragstyp geregelt, sodass für diese 
kein gesetzlicher Sondervergütungsanspruch besteht. 

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs aus 
dem Jahr 2004 (Fall Mavrona) ist die Handelsvertreter-
richtlinie nicht entsprechend auf Vertriebsverträge anzu-
wenden. Nichtsdestotrotz hat die (von der EU akzeptierte) 
Rechtsprechung in einigen europäischen Staaten (z.B. 
Deutschland, Österreich, Dänemark, Finnland und Spa-
nien) eine solche entsprechende Anwendung entwickelt 
und dem sogenannten Vertragshändler einen gesetzli-
chen Sondervergütungsanspruch zugesprochen, wenn 
bestimmte Bedingungen erfüllt waren. So verlangt die deut-
sche Rechtsprechung zum Beispiel, dass der Vertrags-
händler seine Kundendatenbank im Falle der Beendigung 
des Vertriebsverhältnisses an den Hersteller übergeben 
muss, damit dieser sie weiterhin nutzen kann. Die tschechi-
sche Rechtsprechung billigt dem Distributor bisher keinen 
gesetzlichen Sondervergütungsanspruch zu.

Aus diesem Grund ist dem Distributor eine ausdrückliche 
Regelung im Vertriebsvertrag zu empfehlen, wenn er im 
etwaigen Fall einer Beendigung des Vertriebsverhältnis-
ses eine Sondervergütung erhalten will. Alternativ kann 
der Vertriebsvertrag auch deutschem Recht unterstellt 
werden. Umgekehrt muss der Hersteller bzw. Auftraggeber 
bei der vertraglichen Gestaltung sorgfältig vorgehen, falls 
er zukünftige Ausgleichsansprüche seines tschechischen 
Distributors vermeiden will. 
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Gängige Instandhaltung und geringfügige Reparaturen im Zusammenhang mit der Wohnungsnutzung 

ADEUS und Moore Stephens fusionieren
Beratungsgesellschaften ADEUS und Moore Stephens vereinen ihre Kräfte und werden als ein Unternehmen handeln. 

Ausgleichsansprüche bei Beendigung von Handelsvertretungs- und Vertriebsverträgen

Personalveränderungen in Rechtsanwaltsbüros

Das Rechtsanwaltsbüro Weinhold Le-
gal verstärkt sein Arbeitsrechts- und 
Litigationsteam mit  Rechtsanwältin 
Barbora Kudrhalt Suchá. Von dem 
Prager Rechtsanwaltsbüro Randl 
Partners wechselte sie vor kurzem zu 
Weinhold Legal. „Langfristig verfolgen 
wir einen Zuwachs an der Nachfrage 

nach rechtlichen Dienstleistungen im Bereich des Arbeitsrechts. 
Egal ob es sich um die Vorbereitung von Verträgen zwischen 
Korporationen und deren leitenden Managern oder um die 
Vertretung von Klienten im arbeitsrechtlichen Streitverfahren 
handelt. Deswegen haben wir Frau Suchá engagiert“, so Milan 
Polák von Weinhold Legal. Die Absolventin des Rechts an der 
Prager Karls-Universität spricht fließend englisch und deutsch.

Die HR-Beratung in der Rechts-
anwaltskanzlei Vilímková Dudák & 
Partners leitet nun Ivana Folwarczná 
Martinková. In ihrer neuen Funktion 
kümmert sie sich um die komplette 
Überdachung der gesamten HR-Akti-
vitäten sowie die HR-Dienstleistungen 
für die bisherigen und neuen Kunden. 

In dieser Branche bewegt sie sich schon seit siebzehn Jahren. 
Zwölf Jahre lang war sie bei PricewaterhouseCoopers (PwC) 
tätig. Danach wechselte sie als HR-Direktorin zur Moravský 
peněžní ústav. Seit 2010 arbeitet sie als Interim HR Mana-
ger, Konsultant und Coach bei Firmen aus verschiedenen 
Branchen. Die englisch- und deutschsprachige Folwarczná 
Martinková absolvierte an der Prager Wirtschaftsuniversität.


